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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im November 2021 entschied das Bundesgericht, dass auch während der Covid-19-
Pandemie Ferien- und Feiertagsentschädigungen in die Berechnung von
Kurzarbeitsentschädigungen einfliessen müssen. Eine Restaurantbetreiberin hatte im
März 2020 Kurzarbeitsentschädigungen aufgrund eines Covid-19-bedingten
Umsatzrückgangs beantragt, bei denen aber die Arbeitslosenkasse des Kantons Luzern
Feiertags- und Ferienentschädigungen nicht anrechnen wollte. Dies sei während des
summarischen Abrechnungsverfahrens aufgrund der Formulierung der entsprechenden
Covid-19-Verordnung nicht erlaubt, argumentierte die Kasse. Im Oktober 2020 hiess
das Luzerner Kantonsgericht die gegen diesen Entscheid eingereichte Beschwerde gut,
woraufhin die Arbeitslosenkassen den Fall an das Bundesgericht weiterzog. Dabei
stellte auch das SECO Rechtsbegehren auf Aufhebung dieses Urteils. Das Bundesgericht
urteilte, dass keine hinreichende Regelung auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe für
eine Nichtberücksichtigung der Ferien oder Feiertage vorliege und diese folglich
mindestens «in pauschalisierter Form» angerechnet werden müssten. 1
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1) Bundesgerichtsurteil vom 17.11.21 (8C_272_2021)
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